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Verordnung 
über den elektronischen Rechtsverkehr 

bei den Verwaltungs gerichten und den Finanzge­
richten im Lande Nordrhein-Westfalen 

(ERVVOVF/FG) 

320 

und zur Änderung weiterer Verordnungen 
im Geschäftsbereich des Justizministeriums 

Vom 1. Dezember 2010 

Artikel 1 

Verordnung 
über den elektronischen Rechtsverkehr bei den 

Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten im 
Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVOVG/FG)1 

Auf Grund von 

§ 55a Absatz 1 Satz 1 und 2 derVerwaltungsgerichtsord­
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 
1991 (BGBL I s. (j8ß), zuletzt geändert durch Artikel :i 
des Gesetzes vom 21. August 2009 (BGBL I S. 2870), 

§ 52 a Absatz 1 Satz 1 der Finanzgerichtsordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. März 2001 
(BGBL I S. 442, 2262; 2002 I S. 679), zuletzt geändert 
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBL I 
S.2449), 

§ 46 c Absatz 2 Satz 1 und 2 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juli 1979 
(BGBL I S. 853, 106:i), zuletzt geändert durch Artikel 9 
Absatz 5 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBL I S. 2449) 

- jeweils in Verbindung mit der Verordnung zur Über-
tragung von Ermächtigungen zum Erlass von Rechts­
verordnungen über den elektronischen Rechtsverkehr 
in gerichtlichen -Verfahren VOlTl 9. Dezenlber 200:i (GV. 
NRW. S. 759) -

wird verordnet: 

§ 1 
Zulassung der elektronischen Kommunikation 

Anlage Bei den in der Anlage bezeichneten Gerichten können in 
den dort jeweils für sie näher bezeichneten Verfahrensar­
ten und ab dem dort für sie angegebenen Datum elektro­
nische Dokumente eingereicht werden. 

§2 
Form der Einreichung 

(1) Zur Entgegennahme elektronischer Dokumente ist 
die jeweilige elektronische Poststelle der bezeichneten 
Gerichte bestimmt. Die elektronische Poststelle ist über 
die auf der Internetseite 

www.justiz.nrw.de 

bezeichneten Kommunikationswege erreichbar. 

(2) Die Einreichung erfolgt durch die Übertragung des 
elektronischen Dokuments in die elektronische Post­
stelle. 

(3) Sofern für Einreichungen die Schriftform oder die 
elektronische Form vorgeschrieben ist, sind die elektro­
nischen Dokumente mit einer qualifizierten elektroni­
schen Signatur nach § 2 Nummer :~ des Signaturgesetzes 
vom 16. Mai 2001 (BGBL I S. 876) in der jeweils gelten­
den Fassung zu versehen. Die qualiI1zierte elektronische 

1 Die VerpUichiungen aus der Richtlinie 9S/34/EC des Europäischen Par­
laments und ues Rates vom 22. Juni 1998 über (-,ln Informationsveriah­
ren auf der Normen und technischen Vorschriften und der 

Dienste der Informationsgesellschaft (ABt. EG 
Numnwr L 204 S. 37), gcändelt durch Richtlinie 9g/4R/EG des Europäi­
SChCll Parlan1Cnts und des Rates vom 20. Juli lODS (ABl. EG Nummer 
1,217 S 18). sind beachtet wordell. 

Signatur und das ihr zugrunde liegende Zertifikat müs­
sen durch das adressierte Gericht oder durch eine andere 
von der LandesjustizverwaHung mit der automatisierten 
Überprüfung beauftragte Stelle prüfbar sein. Die Eig­
nungsvoraussetzungen für eine Prüfung werden gemäß 
§ 3 Nummer 2 bekannt gegeben. 

(4) Das elektronische Dokument muss eines der folgen­
den Formate in einer für das adressierte Gericht bear­
beitbaren Version aufweisen: 

1. ASCII (American Standard Code for Information 
Interchange) als reiner Text ohne Formatierungscodes 
und ohne Sonderzeichen, 

2. Unicode, 

3. Microsoft RTF (Rich Text Format), 

4. Adobe PDF (Portable Document Format), 

5. XML (Extensible Markup Language), 

6. TIFF (Tag Image File Format) oder 

7. Microsoft Wor'd, soweit keine aktiven Komponenten 
(z.B. Makros) verwendet werden. 

Nähere Informationen insbesondere zu den bearbeitba­
ren Versionen der zulässigen Dateiformate werden gemäß 
§ 3 Nummer 3 bekannt gegeben. 

(5) Elektronische Dokumente, die einem der in Absatz 4 
genannten Dateiformate in der nach § 3 Nummer 3 
bekannt gegebenen Version entsprechen, können auch in 
komprimierter Form als ZIP-Datei eingereicht werden. 
Die ZIP-Datei darf keine anderen ZIP-Dateien und keine 
Verzeichnisstrukturen enthalten. Beim Einsatz von 
Dokumentensignaturen muss sich die Signatur auf das 
Dokument und nicht auf die ZIP-Datei beziehen. 

(6) Sofern strukturierte Daten übermittelt werden, sollen 
sie im UNI CODE-Zeichensatz UTF -8 codiert sein. 

§3 
Bekanntgabe der Bearbeitungsvoraussetzungen 

Die Landesjustizverwaltung oder die von ihr beauftragte 
Stelle gibt auf der Intcrnetseite 

www.justiz.nrw.de 

bekannt: 

1. die Einzelheiten des Verfahrens, das bei einer vorheri­
gen Anmeldung zur Teilnahme am elektronischen 
Rechtsverkehr sowie für die Authentifizierung bei der 
jeweiligen Nutzung der elektronischen Poststelle ein­
zuhalten ist, einschließlich der für die datenschutzge­
rechte Administration elektronischer Postfächer zu 
speichernden personenbezogenen Daten. 

2. die Zertifikate, Anbieter und Versionen elektronischer 
Signaturen, die nach seiner Prüfung für die Bearbei­
tung durch die Justiz oder durch eine andere mit der 
automatisierten Prüfung beauftragte Stelle geeignet 
sind. Dabei ist mindestens die Prüfbarkeit qualifizier­
ter elektronischer Signaturen sicherzustellen, die dem 
Profil ISIS-MTT entsprechen. 

3. die nach seiner Prüfung den in § 2 Absatz 3 und 4 
festgelegten Formatstandards entsprechenden und für 
die Bearbeitung durch angeschlossene Gerichte geeig­
neten Versionen der genannten Formate sowie die bei 
dem in § 2 Absatz 4 Nummer 5 bezeichneten XML­
Format zugrunde zu legenden Definitions- oder Sche­
madateien. 

4. die zusätzlichen Angaben, die bei der Übermittlung 
oder bei der Bezeichnung des einzureichenden elekt­
ronischen Dokuments gemacht werden sollen, um die 
Zuordnung innerhalb des adressierten Gerichts und 
die Weiterverarbeitung durch sie zu gewährleisten. 

§4 
Inkrafttreten, Außerkrafttrcten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft und 
mit Ablauf des 31. Januar 2016 außer Kraft. 
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Anlage 

Nr. Gericht Verfahrens bereich Datenverarbeitende Datum 
Stelle 

l. Oberverwaltungsgericht Alle Verfahren bis auf 0l.0l.2011 
für das Land 1. (mit weiteren 
Nordrhein-Westfalen Bundesdisziplinarrechtliche Einschränkungen 

Verfahren, seit 01.0l.2006 bis 
2. 31.12.2010 auf 
Landesdisziplinarrechtliche Grund der ERVVO 
Verfahren, VG/FG vom 
3. Verfahren der 23.11.2005 (GV. 
Berufsgerichte und des NRW. S. 926)) 
Landesberufsgericht für 
Heilberufe, 
4. Verfahren der 
Berufsgerichte und des 
Landesberufsgericht für 
Architekten, Architektinnen, 
Stadtplaner und 
Stadtplanerinnen, 
5. Verfahren der 
Berufsgerichte und des 
Landesberufsgerichts für 
Beratende Ingenieure und 
Ingenieurinnen sowie 
Ingenieure und 
Ingenieurinnen im 
Bauwesen 

2. Verwaltungsgericht Alle Verfahren 0l.0l.2011 
Minden (mit 

Einschränkungen 
seit 01.01.2006 bis 
3l.12.2010 auf 
Grund der ER VVO 
VG/FG vom 
23.11.2005 (GV. 
NRW. S. 926)) 

3. Finanzgericht Alle Verfahren 0l.0l.2004 
Düsseldorf 

4. Finanzgericht Köln Alle Verfahren (bis 31.12.2005 auf 
5. Finanzgericht Münster Alle Verfahren Grund der ERVVO 

FGvom 
09.12.2003 (GV. 
NRW. S. 759) und 
bis 3l.12.2010 auf 
Grund der ERVVO 
VG/FG vom 
23.11.2005 (GV. 
NRW. S. 926)) 
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Artikel 2 

Änderung der Verordnung zur Bestimmung der lebens-
oder verteidigungswichtigen Einrichtungen 

Auf Grund des § 2 Satz 4 des Sicherheitsüberprüfungsge­
setzes Nordrhein-Westfalen vom 7. März 1995 (Gy. NRW 
S. 210), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Dritten 
Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (Gy. NHW S. 306), 
wird im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen 
Ministerium verordnet: 

Die Verordnung zur Bestimmung der lebens- oder vertei­
digungswichtigen Einrichtungen vom 3. November 1995 
(Gy. NRW S. 1148), geändert durch Artikel 10 des Drit­
ten Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (Gy. NRW 
S. 30G), wird wie folgt geändert: 

1. Artikel I wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird nach dem Wort "Abschiebe­
haftanstalten" ein Komma eingefügt. 

b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 einge­
fügt: 

,,3. die .Jugendarrestanstalten '.' 

c) Die bisherige Nummer :3 wird Nummer 4. 

2. Artikel II Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Das Justizministerium berichtet der Landesregierung 
bis zum 31. Dezember 2015 und danach alle fünf Jahre 
über die Erfahrungen mit dieser Verordnung." 

203011 

Artikel :l 

Änderung der Verordnung über den prüfungserleichter­
ten Aufstieg vom mittleren in den gehobenen Justiz-

dienst des Landes Nordrhein-Westfalen 

Auf Grund des § G des Landesbeamtengesetzes vom 21. 
April 2009 (Gy. NRW S. 224), geändert durch Artikel 3 
dps Gesetzes vom 10 November 2009 (Gy. NRW S. 570), 
wird im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen 
Ministerium und dem Finanzministerium verordnet: 

Die Verordnung über den prüfungserleichterten Aufstieg 
vom mittleren in den gehobenen Justizdienst des Landes 
Nordrhein-Westfalen vom IG. Februar 1987 (Gy. NHW 
S. (9), zuletzt geändert durch Artikel 1G der Verordnung 
vom 8. Dezember 2009 (Gy. NHW S 837), wird wie folgt 
geändert: 

,,§ 27 

Berichtspt1icht 

Das .Justizministerium berichtet der Landesregierung bis 
zum 31. Dezcmber 2015 und danach alle fünf Jahre üb Cl' 

die Erfahrungen mit dieserVerordnung." 

20:l011 

Artikel 4 

Änderung der Rechtspflegerausbildungsordnung 

Auf Grund des § G des Landesbeamtengesetzes vom 
21. April 2009 (Gy. NHW S 224), geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 10. November 2009 (GY. NRW S. 570), 
wird im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen 
lVIinistprillm und dem Fin,mzministerinm verordnet: 

Die Rechtspfiegerausbildungsordnung vom 19. Mai 200:i 
(Gy. NRW S. 294), zuletzt geändert durch Artikel 17 der 
Verordnung vom 8. Dezember 2009 (Gy. NRW S. 837), 
wird wie folgt geändert: 

,,§ 40 

Berichtspflicht 

Das Justizministerium berichtet der Landesregierung bis 
zum 31. Dezember 2015 und danach alle fünf Jahre über 
die Erfahrungen mit dieserVerordnung." 

20:Hlll 

Artikel 5 

Änderung der Ausbildungsordnung mittlerer 
Justizdienst 

Auf Grund des 9 ödes Landesbeamtengesetzes vom 21. 
April 2009 (Gy. NRW S. 224), geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 10. November 2009 (Gy. NRW S. 570), 
wird im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen 
Ministerium und dem Finanzministerium verordnet: 

Die Ausbildungsordnung mittlerer Justizdienst vom 12. 
September 2005 (Gy. NRW S. 804), geändert durch Arti­
kellS der Verordnung vom 8. Dezember 200B (Gy. NRW 
S. 837), wird wie folgt geändert: 

,,§ 50 
Berichtspt1icht 

Das Justizministerium berichtet der Landesregierung bis 
zum 31. Dezember 2015 und danach alle fünf Jahre über 
die Erfahrungen mit dieser Verordnung." 

301 

Artikel 6 

Änderung der Verordnung über die Zusammenfassung 
der Aufgaben der Ubermittlungsstclle nach § 1077 Abs. 1 

Satz 1 der Zivilprozessordnung und § 10 Abs. 1 
des Beratungshilfegesetzes 

Auf Grund des § 1077 Absatz 1 Satz 2 der Zivilprozess­
ordnung in der ~F'assung der Bekanntmachung vom 
5. Dezember 2005 (BGBL I S. 3202, bel'. 200G S. 431und 
2007 S. 1781), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset­
zes vom 24. September 2009 (BGBI. I S. 3145) und des 
9 10 Absatz 3 des Beratungshillegesetzes vom 18. Juni 
1980 (BGBI. I S. (89), zuletzt geändert durch Artikel 27 
des Gesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBI. I S. 258G), 
i.v.m. § 1077 der Zivilprozessordnung in Verbindung mit 
§ 1 der Verordnung über die Ermächtigung des Justizmi­
nisteriums zum Erlass von Rechtsverordnungen nach 
§ 1077 Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozessordnung und ~ 10 
Abs. :3 des Beratungshilfegeseties i.v.m. § 1077 ZPO vom 
15. Februar 2005 (Gy. NRW S. 144), wird verordnet: 

Die Verordnung über die Zusammenfassung der Aufga­
ben der Ubermittlungsstelle nach § 1077 Abs. 1 Satz 1 
der Zivilprozessordnung und § 10 Abs. 1 des ßeratungs­
hillegesetzes vom 7. April 2005 (Gv. NRW S. 445) wird 
wie folgt geändert: 

§ 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

"Das Justizmi nisterium berichtet der Landesregierung 
bis zum 31. Dezember 2015 und danach alle fünf Jahre 
über die Erfahrungen mit dieser Verordnung." 

301 

Artikel 7 

Änderung der Verordnung über die Konzentration 
der Verfahren nach dem Gesetz zur Einführung von 

Ka pi talanleger-Musterverfahren 

Auf Grund des § 32b Absatz 2 Satz 1 der Zivilprozessord­
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezem­
ber 2005 (BGBL I S. :3202, bel'. 200G, S 431 und 2007, 
S. 1781), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
24. September 2009 (BGBL I S. :3145) und des § 4 Absatz 5 
Satz 1 des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes vom 
16. August :Z005 (BGBL I S 2437), gcjndeft durch Artikel 
12 des Gesetzes vom 5. Januar 2007 (BGBL 1 S. 10), in Ver­
bindung mit § 1 derVerordnung über die Ermächtigung des 
Justizministeriums zum Erlass von Rechtsverordnungen 
nach § ;32 b Abs. 2 der Zivil prozessordnung und § 4 Abs. 5 
des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes vom 18. 
Oktober 2005 (Gv. NRW S. 835), wird verordnet: 

Die Verordnung über die Konzentration der Verfahren 
nach dem Gesetz zur Einführung von Kapitalanleger­
Musterverfahren vom 23. November 2005 (Gy. NRW. 
S. 920) wird wie folgt geändert: 

§ 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
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"Das Justizministerium berichtet der Landesregierung 
bis zum 31. Dezember 2015 und danach alle fünf Jahre 
über die Erfahrungen mit dieserVerordnung." 

ArtikelS 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. 

Düsseldorf, den 1. Dezember 2010 

Der Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Thomas K u t s c hat y 

~ GV NRW. 2010 S. 648 

77 
Satzung 

des Bilgenentwässerungsverbandes (BEV) 
Vom 19. November 2010 

§ 1 
Name, Sitz, Verbandsgebiet 

(1) DerVerband führt den Namen 

"BILGENENTWÄSSERUNGSVERBAND" (BEV). 

Er hat seinen Sitz in Duisburg. 

(2) Der Verband ist Wasser- und Bodenverband im Sinne 
des Wasserverbandsgesetzes (WVG) vom 12. Februar 1991 
(BGBL I S. 4(5), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 15. Mai 2002 (BGBL I S. 1578). 

(3) Auf der Grundlage des "Staatsvertrags über die 
Bestimmung einer innerstaatlichen Institution nach dem 
Gesetz zu dem Übereinkommen vom 9. September 1996 
über die Sammlung, Abgabe und Annahme' von Abfällen 
in der Rhein- und Binnenschifffahrt (Bilgenentwässe­
rungsverband-Staatsvertrag)" (Bekanntmachung vom 
26. Januar 2010, GV NRW. S. 71) ist der Bilgenentwässe­
rungsverband innerstaatliche Institution gemäß Artikel 9 
des Übereinkommens über die Sammlung, Abgabe und 
Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschiff­
fahrt vom 9. September 1996 (BGBL II 2003, 1799). 

(4) Zum Verbandsgebiet gehören alle dem allgemeinen 
Verkehr dienenden Binnenwasserstraßen in Deutschland. 

(5) Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. Er dient dem öffentlichen Interesse und dem 
Nutzen seiner Mitglieder. Er verwaltet sich im Rahmen 
der Gesetze selbst. 

§2 
Aufgabe 

(1) Als innerstaatliche Institution hat derVerband gemäß 
Artikel I Absatz 2 des Bilgenentwässerungsverband­
Staatsvertrages folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

~ Organisation des Systems zur Finanzierung der 
Annahme und Entsorgung öl- und fetthaItiger 
Schiffsbetriebsabfälle in der Bundesrepublik 
Deutschland, 

~ Erhebung der Entsorgungsentgelte, 

~ Festlegung des Netzes der Annahmestellen (Beauftra­
gung von Entsorgungsunternehmen) auf dem Gebiet 
derVertragspartner des Bilgenentwässerungsverband­
Staatsvertrags und Bericht an die Internationale Aus­
gleichs- und Koordinierungsstelle, 

~ Regelung zur Einrichtung und zum Betrieb der 
Annahmestellen, 

~ Erfassung der Mengen der entsorgten öl- und fetthaI­
tigen Schiffsbetriebsabfälle und der erhobenen Ent­
sorgungsentgelte, 

~ Überwachung der Kosten der Entsorgung, 

~ Kontrollen nach Teil A Artikel 3.03 Absätze 2 und 4 
der Anlage 2 zum Übereinkommen und 

~ Mitarbeit in der internationalen Ausgleichs- und 
Koordinierungsstelle und Leistung der von ihr festge­
stellten Finanzausgleichsbeträge. 

(2) Der Verband soll den Austausch von Erfahrungen 
vermitteln, insbesondere mit Behörden und Unterneh­
men. 

(3) Der Verband kann auf Beschluss der Verbandsver­
sammlung Aufträge übernehmen, die zur Erfüllung sei­
ner Aufgaben zwar nicht erforderlich, aber dienlich sind 
und mit seinen Aufgaben im Zusammenhang stehen. Der 
Verband darf die Aufträge nur übernehmen, wenn die 
Ausführung der ihm nach Gesetz oder Satzung obliegen­
den Aufgaben nicht beeinträchtigt wird und nicht zu 
einer Interessenkollision führt. Die Kosten trägt der Auf­
traggeber. Der Beschluss der Verbandsversammlung 
bedarf der Zustimmung durch die Aufsichtsbehörde. 

§3 
Mitglieder/Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder des Verbandes sind 

1. der Verein für europäische Binnenschiffahrt und Was­
serstraßen e.V, Duisburg, 

2. die Arbeitsgemeinschaft Rhein-Wasserwerke e.V., 
Köln, 

3. der Bundesverband der Deutschen Binnenschiffahrt 
e.V, Duisburg. 

Über die Aufnahme neuer Mitglieder entscheidet der 
Vorstand nach Anhören derVerbandsversammlung. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann auch andere Mitglieder 
ohne Stimmrecht zulassen. Die Mitgliedschaft ist freiwil­
lig. Sie kann mit einer Frist von drei Monaten zum Jah­
resende durch eingeschriebenen Brief gekündigt werden. 

(3) Der Verband führt ein 1\1itgliederverzeichnis, das 
nicht Bestandteil der Satzung ist. 

(4) Die Verbandsversammlung kann Mitglieder mit min­
destens 2/3 Mehrheit aus wichtigem Grund ausschließen. 
Als wichtiger Grund gilt unter anderem die gröbliche 
Verletzung von Verbandsinteressen und -aufgaben oder 
die Nichtzahlung fälliger Jahresbeiträge nach zweimali­
ger erfolgloser Mahnung. 

§4 

Durchführung der Aufgabe 

Der Verband erteilt Aufträge an Entsorgungsunterneh­
men zur Durchführung der Sammlung und schadlosen 
Beseitigung öl- und fetthaItiger Schiffsbdriebsabfälle 
innerhalb des vom Verband beschlossenen Netzes von 
En tsorgungseinrich tungen. 

§ 5 
Verbandsschau 

Eine Verbandsschau findet nicht statt. 

§6 
Organe 

Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung 
und derVorstand. 

§ 7 

Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den Vertretern 
der Mitglieder. 

(2) Die Vertretung eines Mitgliedes durch ein anderes 
Mitglied ist nur aufgrund einer schriftlichen Vollmacht 
zulässig, die der Geschäftsführung vorzulegen ist. 
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